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Das neue Magazin 
„Mein Haus & Grund“ 
liegt dieser NHZ bei. 
Wie der Titel verrät, geht es um den 
nachwachsenden Rohsto�  Holz, der 
hierzulande zunehmend in Mode 
kommt; es liegt hier nicht im Bla� ? 
Dann wenden Sie sich bi� e an die 
Redaktion, Telefon 0431 66 36 218.
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Zwischen Anspruch und Wirklichkeit: Was jetzt geschehen muss

VON PHILIPP PRIES

❱❱ Schleswig-Holstein braucht mehr 
Wohnraum und eine Politik des Er-
möglichens, nicht des Verbots. Die 
Botscha�  von Ministerpräsident Dani-
el Günther zur Erö� nung der NordBau 
war richtig: Das Land steht vor einer 
Bauo� ensive. Wohnraum scha� en, In-
frastruktur erneuern und die Bauwirt-
scha�  stärken. Das gehört unweiger-
lich zusammen. Bauen sorgt für Inves-
titionen und scha� t Arbeitsplätze im 
Land und vor Ort. Vor allem aber ent-
stehen Wohnungen und neue Perspek-
tiven für Jung und Alt.

Das Land sollte nicht nur auf die 
Probleme schauen. Schleswig-Hol-
steins Wirtscha�  ist 2025 real um 
0,9 Prozent gewachsen und damit stär-
ker als die deutsche Wirtscha�  insge-
samt. Auch im Ländervergleich hat 
sich die Finanzkra�  verbessert. North-
volt und andere Rückschläge dürfen 
den Blick auf neue Chancen nicht ver-
stellen. Schleswig-Holstein muss sei-
ne Stärken nutzen; der Wohnungsbau 
kann dabei ein, wenn nicht sogar der 
wichtigste Impuls sein.

Mehr bauen heißt allerdings nicht 
automatisch, mehr ausgeben zu müs-
sen. Es geht darum, private Investiti-
onen zu mobilisieren und ö� entliche 
Mi� el dort einzusetzen, wo sie tat-
sächlich zusätzlichen Wohnraum er-
möglichen. Die soziale Wohnraum-
förderung bleibt dabei unverzichtbar, 
darf aber nicht zur Gießkanne gera-
ten. Jeder Förder-Euro sollte möglichst 
dort Wirkung entfalten, wo ohne ihn 
nicht oder nicht in gleicher Weise ge-
baut würde. Das Land kann Rahmen-

bedingungen setzen und Verfahren 
vereinfachen. Bauen müssen am Ende 
andere – nicht zuletzt die Privaten.

Neue Möglichkeiten allein schaf-
fen noch keine einzige Wohnung

Auf dem Tag der Bauministerin wur-
de der Faden weitergesponnen: Bauen 
im Bestand, vereinfachtes Planen und 
ein modernes Baurecht sollen dazu 
beitragen, schneller und wirtscha� li-
cher Wohnraum zu scha� en. Innenmi-
nisterin Magdalena Finke und Haus & 
Grund-Verbandschef Alexander Blažek 
verdeutlichten: Neue Spielräume müs-
sen praktisch genutzt werden.

Der Bau-Turbo ist ein gutes Beispiel. 
Er kann Abweichungen vom geltenden 
Planungsrecht den Weg ebnen und 
Verfahren beschleunigen. Doch die 
kommunale Zustimmung bleibt ent-
scheidend. Ein wesentlicher Teil des 
Erfolgs liegt in den Städten und Ge-
meinden, wo Baupolitik konkret wird.

Der Bau-Turbo braucht freie Fahrt

Dort darf die Bauo� ensive nicht ste-
cken bleiben. Wenn Kommunen neue 
Instrumente begrüßen, ihre Anwen-
dung aber zugleich mit zusätzlichen 
Anforderungen so belasten, dass ein 
Vorhaben wirtscha� lich nicht mehr 

darstellbar ist, wird aus Beschleuni-
gung das genaue Gegenteil. Zusätzliche 
Au� agen, Quoten oder Abstimmungs-
schleifen können aus einem grund-
sätzlich möglichen Projekt ein unwirt-
scha� liches machen. Gute Absichten 
ersetzen keine Wirtscha� lichkeits-
rechnung. Planungshoheit bedeutet 
deshalb auch wirtscha� liche Verant-
wortung. Wer über Baurecht, Flächen 
und Genehmigungen entscheidet, be-
ein� usst nicht nur die städtebauliche 
Entwicklung, sondern auch die Bereit-
scha�  privater Eigentümer und Ka-
pitalgeber, Geld in neue Wohnungen 
zu investieren. Aufstockungen, Dach-
geschossausbau, Umnutzungen und 
Nachverdichtung bieten dafür Chan-
cen − ebenso wie die Entwicklung neu-
er Bau� ächen. Entscheidend ist, dass 
aus diesen Möglichkeiten tragfähige 
Projekte werden. Denn Investitionen 
folgen nicht politischen Absichtser-
klärungen, sondern verlässlichen Rah-
menbedingungen und einer Rechnung, 
die am Ende aufgeht.

Mit Blick auf die Landtagswahl 2027 
wird sich zeigen, wer dafür überzeu-
gende Antworten gibt. Haus & Grund 
wird fragen: Wie wollen die Parteien 
mehr Wohnraum scha� en und Eigen-
tum ermöglichen? Und vor allem: Wie 
wird aus einem politischen Verspre-
chen tatsächlich ein Bauprojekt?

Daran wird sich Wohnungspolitik 
messen lassen müssen: nicht an der 
Zahl neuer Programme, sondern dar-
an, ob wieder mehr gebaut wird. Wer 
eine Bauo� ensive ausru� , muss des-
halb bereit sein, die Bedingungen da-
für zu scha� en, dass sie sich für die-
jenigen lohnt, die sie umsetzen sollen.

❱❱ Das sieht der Mieterbund ganz rich-
tig: Es fehlen Wohnungen. Die Mie-
tervertretung bezi� ert die Lücke auf 
rund 1,4 Millionen Einheiten. Dem 
schließt sich Haus & Gund an. „Der 
Mieterbund beschreibt die Krankheit 
inzwischen ziemlich genau – verlangt 
aber immer wieder nach derselben fal-
schen Medizin. Mehr Regulierung im 
Mietrecht scha� t keine einzige zusätz-
liche Wohnung“, so Haus & Grund-Prä-
sident Kai Warnecke.

Dem Mieterbund zufolge berichten 
58 Prozent der befragten Mieter von 
gestiegenen Wohnkosten, 29 Prozent 
sorgen sich um die kün� ige Bezahlbar-
keit ihrer Miete.  Für Haus & Grund ist 
klar, was einzig hil� : Den Wohnungs-
bau stärken, sta�  immer stärker zu re-
gulieren. 

Kritik gibt es von beiden Verbänden 
an den geplanten Einsparungen beim 
Wohngeld. Sie warnen davor, dass die 
Bundesregierung die Unterstützung 
für Haushalte mit niedrigen Einkom-
men massiv kürzen will. Um sozia-
le Härten zu vermeiden, müsse den 
Betro� enen direkt geholfen werden. 
Beim Wohngeld zu kürzen, wäre genau 
das falsche Signal.

Mehr Sinn könnte es machen, 
Wohnberechtigungsschein-Inhaber zu 
überprüfen. Deren Anspruch wird nur 
beim Einzug geprü� . Hat der Mieter 
später ein höheres Einkommen, bleibt 
der Mietvertrag unverändert. Eine 
Kündigung seitens des Vermieters ist 
nicht möglich. In einigen Bundeslän-
dern müssen Mieter, deren Einkom-
men die Einkommensgrenzen nach-
träglich deutlich überschreiten, eine  
Fehlbelegungsabgabe an die Kommu-
ne zahlen. Aber darauf hat der Vermie-
ter keinen Ein� uss. Betro� en ist nur 
das Verhältnis zwischen Mieter und 
Stadt. Der Vermieter ist raus und die 
ö� entliche Hand am Zuge.                     Si

Warnung vor 
Kürzung des 
Wohngelds

 Mit Blick auf die 
Landtagswahl 2027 wird 
sich zeigen, welche Partei 
zu den Themen Wohnen 
und Bauen überzeugende 
Antworten gibt.

22. SEPTEMBER 2026 
128. JAHRGANG

9

Ministerpräsident Daniel Günther bei der Erö� nung der diesjährigen Baumesse (links); Innenministerin Magdalena Finke beim Tag der Bauministerin (re. oben), 
auf dem Haus & Grund-Verbandschef Alexander Blažek zu den neuen Rahmenbedingungen aus der Sicht der Wohnungswirtscha�  referierte. BILDER: SIXCONCEPT
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UNSERE SEMINAR-HIGHLIGHTS

Weitere Informationen und Veranstaltungen
auf www.hausundgrund.sh

und Veranstaltungen

Neues zum Mietrecht
für Rechtsanwälte mit 7,5 FAO Std.

Diese Veranstaltung bietet 
Rechtsanwälten die Möglichkeit, sich 
über die aktuellsten Entwicklungen 

im Mietrecht zu informieren und 
gleichzeitig 7,5 Fortbildungsstunden 

nach FAO zu erhalten.

30.10.2026, 9:00-18:00 Uhr 
Anmeldeschluss: 16.10.2026

Location: Hotel Birke
(Martenshofweg 2-8, Kiel) 

Referent: Rechtanwalt
Dr. Klaus Lützenkirchen

Wohnungseigentumsrecht
- Ihr Einstieg in die Welt der 
Eigentümergemeinschaft

Ein verständlichen Überblick 
über die Grundlagen und aktuelle 
Entwicklungen im WEG-Recht. 

Ideal für Einsteiger und alle, die ihr 
Wissen auffrischen möchten.

24.10.2026, 9:00-13:00 Uhr 
Anmeldeschluss: 9.10.2026

Location: Hotel Birke
(Martenshofweg 2-8, Kiel)

Referent: Martin Rathsack, 
Syndikusrechtsanwalt Haus & Grund

ZWISCHENRUF
VOLKER SINDT

Die Schüler in unseren Bil-
dungsanstalten haben eine 

Schreibschwäche. Das hat die neu-
este Pisa-Studie ergeben. Die Pi-
sa-Studie ist nach dem bekann-
ten, baumängelbeha� eten Turm 
in der Toskana benannt, weil der 
die Schie� age unseres Bildungs-
system allerbest versinnbildlicht. 
Schreibschwäche ist aber nicht un-
bedingt etwas Neues. Beim Deut-
schaufsatz in der Schule war auch 
einiges schwach, was wir geschrie-
ben haben. Trotzdem machen wir 
sowas jetzt beru� ich. Aber wenigs-
tens stimmte die Rechtschreibung. 
Wahrscheinlich, weil wir mi� ags ab 
und zu mal einen Teller Buchsta-
bensuppe aus der Tüte vorgesetzt 
bekamen. Danach schoss uns das 
Glutamat sofort ins Hirn und der 
Pelikan-Füller � og nur so über das 
Linienpapier mit Korrekturrand. 
Buchstabensuppe gibt’s nur noch 
selten, bei all den in Mode gekom-
menen Lebensmi� elintoleranzen 
unserer lieben Kleinen. Und über-
haupt: Die sind ja sowieso den gan-
zen Tag in der Schule, was die Bil-
dungsminister schlau eingefädelt 
haben. Denn so lässt sich der Un-
terrichtsausfall viel besser über den 
Tag verteilen. Zwar können neue 
Technologien im Leben helfen, in 
Bildungsfragen einzuführen, sind 
sie nicht unbedingt der Heilsbrin-
ger. Bevor wir zum Beispiel bei der 
Erstellung von Texten mit künst-
licher Intelligenz arbeiten, sollten 
wir erstmal die natürliche Verblö-
dung der Menschen in den Gri�  be-
kommen. Ob da die jüngste Forde-
rung eines völkischen Trachtenja-
nker-Taliban aus Sachsen-Anhalt 
hilfreich sein könnte, die Schul-
p� icht aufzuheben und Unterricht 
im Elternhaus zuzulassen, muss 
man sich fragen. So ein Leistungs-
kurs in Nachmi� ags-Talkshows auf 
RTL 2 bringt in gewissen Kreisen 
manch einem mehr Ansehen, als 
sich in der Schule mit dem Huma-
nismus der Theaterstücke von Les-
sing beschä� igen zu müssen.

❱❱ Im Rahmen der NordBau in Neu-
münster beantwortete Prof. Dipl.-Ing. 
Dietmar Walberg, Geschä� sführer 
der Arbeitsgemeinscha�  für zeit-
gemäßes Bauen e.V. (ARGE) mit Sitz 
in Kiel, einige Fragen zu „Wohnungs-
bau in der Transformation“, dem 
diesjährigen Thema der CONBAU, 
des Baukongresses im Norden.

NHZ: Was bedeutet „Wohnungsbau 
in der Transformation“ konkret,
und wie bekommen wir Klima-
schutz, Bezahlbarkeit und dringend 
benötigten Wohnungsbau zusam-
men?
Prof. Dipl.-Ing Dietmar Walberg:
Transformation bedeutet, dass wir 
vier große Aufgaben gleichzeitig 
lösen müssen: Klimaschutz, An-
passung an den Klimawandel, demo-
gra� schen Wandel und Ressourcen-
schutz. Das ist eine Herkulesaufga-
be – eigentlich mehr, als eine Genera-
tion leisten kann. Und trotzdem müs-
sen wir sie angehen. Genau deshalb 
kommt es darauf an, sehr genau zu 
überlegen, was wir tun: E�  zient 
denken, e�  zient arbeiten und die 
Krä� e dort einsetzen, wo sie wirklich 
wirken.
  Klimaschutz, Bezahlbarkeit und 
Wohnungsbau bekommen wir nur zu-
sammen, wenn wir uns von der Vor-
stellung verabschieden, dass immer 
schärfere Anforderungen an den Neu-
bau das Klima re� en. Alle unsere Un-
tersuchungen zeigen: Der entschei-
dende Hebel liegt in der Modernisie-
rung der Bestandsgebäude und vor 
allem in der Dekarbonisierung der 
Energieträger – also darin, womit wir 
heizen. Der heutige gesetzliche Neu-
baustandard ist wirtscha� lich und 
ökologisch das Optimum. Beim Bauen 
selbst heißt die Antwort: Einfacher, 
robuster und kostenoptimiert bau-
en. Jeder Euro, den wir in überzoge-
ne Einzelanforderungen stecken, fehlt 
an anderer Stelle – beim bezahlbaren 
Wohnraum und beim Klimaschutz im 
Bestand.

Wie können wir es scha� en, Wohn-
gebäude bis 2040 klimaneutral zu 
beheizen?
Walberg: Die Klimaneutralität schaf-
fen wir nur durch eine Umstellung der 
Energieversorgung: Die Energieträ-
ger müssen dekarbonisiert werden – 
Strom aus erneuerbaren Quellen, kli-
maneutrale Wärmenetze und in Teil-
bereichen grüne Gase. Das Gebäude 
selbst muss dafür nicht auf Neubauni-
veau saniert werden; entscheidend 
ist, woher die Wärme kommt. 
  Ganz wichtig ist mir dabei: Das ist 
nicht allein eine Leistung, die die Ei-
gentümerinnen und Eigentümer er-
bringen müssen. Es ist vor allem eine 
Gemeinscha� sleistung von Gesell-
scha� , Land, Kommunen und Energie-
versorgern. Die kommunale Wärme-
planung gibt hier die Orientierung: Sie 
zeigt, wo kün� ig ein Wärmenetz zur 
Verfügung stehen wird und wo eine 
dezentrale Lösung – in aller Regel die 
Wärmepumpe – der richtige Weg ist. 
Diese Ergebnisse müssen transparent 
kommuniziert werden, damit jeder Ei-
gentümer seine Investitionsentschei-
dung darauf au� auen kann.

Welche Kosten kommen dabei auf 
Hausbesitzer, Wohnungseigentümer 
und Mieter zu? Wärmepumpen sind 
derzeit noch sehr teuer.
Walberg: In der Anscha� ung sind 
Wärmepumpen heute noch teurer als 
ein Gaskessel, das ist richtig. Aber wir 
sehen, dass die Geräte deutlich bes-
ser werden und dass die Preise sin-
ken. Je vertrauter das Handwerk, also 
der Heizungsbauer, mit der Technik 
wird, desto günstiger wird der Ein-
bau. Alle Erfahrungen der Vergangen-
heit zeigen: Neue Technologien werden 
mit der Verbreitung günstiger. 
  Der entscheidende Punkt ist aber die 
E�  zienz: Moderne Wärmepumpen las-
sen sich heute in Gebäuden wirtscha� -
lich einsetzen, in denen das vor Kurzem 
noch nicht möglich war. Das macht die 
Wirtscha� lichkeit im Betrieb aus – zu-
mal die CO2-Bepreisung fossile Brenn-
sto� e Jahr für Jahr teurer macht. Wer 
strombasiert heizt, vermeidet diese 
Kosten; das gilt für Eigentümer wie für 
Mieter. Dazu kommt die staatliche För-
derung, die einen erheblichen Teil der 
Investitionskosten abfedert.

Das neue Gebäudemodernisierungs-
gesetz erlaubt den Einbau von Hei-

zungen, die mit Gas und Öl betrie-
ben werden. Durch die „Biotreppe“ 
sind dabei zunehmend Biokra� stof-
fe vorgeschrieben. Sind diese über-
haupt ausreichend verfügbar?
Walberg: Die Technologieo� enheit 
des Gesetzes war im Prinzip richtig – 
aber sie bedeutet nicht, dass alle Op-
tionen gleich wirtscha� lich sind. Was 
technisch erlaubt ist, ist noch lan-
ge nicht das, was sich für den Ei-
gentümer am Ende rechnet. 
  Die sogenannte Biotreppe ist aus un-
serer Sicht ein theoretisches Konst-
rukt. Wir gehen nicht davon aus, dass 
biogene Brenn- und Kra� sto� e in den 
erforderlichen Mengen zur Verfügung 
stehen werden, um die Wohngebäu-
de in Deutschland damit zu beheizen. 
Diese Energieträger werden dort ge-
braucht werden, wo es kaum Alterna-
tiven gibt. Wer heute noch auf einen 
Gas- oder Ölkessel setzt, sollte dieses 
Verfügbarkeits- und Preisrisiko sehr 
genau kennen.

Durch den zunehmenden Einbau 
von Wärmepumpen verteilen sich 
die Kosten für das Gasnetz auf im-
mer weniger Schultern. Wie lange 
werden Gasnetze noch weiter betrie-
ben? Haben die Stromnetze ausrei-
chend Kapazität, damit eine zuneh-
mende Zahl von Wärmepumpen an-
geschlossen werden kann?
Walberg: Es zeigt sich jetzt schon, 
dass der Betrieb der Gasnetze für die 
Netzbetreiber mit sinkender Kun-
denzahl zunehmend unwirtscha� lich 
wird. Was das im Einzelnen bedeutet – 
wann welches Netz oder Teilnetz still-

gelegt wird –, kann heute seriös nie-
mand vorhersagen. Wir sind dazu in 
einem intensiven Dialog, unter ande-
rem über den Transformationsmoni-
tor Schleswig-Holstein, den wir gerade 
auswerten. Da sitzen auch die Gasnetz-
betreiber mit am Tisch – und auch für 
sie ist das eine völlig neue Situation. 
Klar ist: Dieser Prozess muss geordnet 
und für alle Beteiligten planbar ablau-
fen; die kommunale Wärmeplanung 
gibt dafür die erste Orientierung. 
  Bei den Stromnetzen gilt: Der not-
wendige Ausbau ist Teil der Gemein-
scha� sleistung, die ich beschrieben 
habe – eine Aufgabe von Land und 
Energieversorgern, nicht der einzelnen 
Eigentümer. Nach heutigem Kenntnis-
stand ist der Anschluss von Wärme-
pumpen kein grundsätzliches Kapazi-
tätsproblem, zumal moderne Anlagen 
intelligent steuerbar sind. Aber der 
Netzausbau muss mit dem Hochlauf 
Schri�  halten.

Wie kann ein Eigentümer ermi� eln, 
ob seine – vielleicht auch ältere – 
Immobilie mit einer Wärmepumpe 
wirtscha� lich beheizt werden kann?
Walberg: Es gibt einen einfachen ers-
ten Selbs� est: An einem kalten Tag 
– möglichst bei Minusgraden – stellt 
man die Thermostate an den Heizkör-
pern auf eine mi� lere Stellung, das 
ist meist die Stufe drei. Wird das Ge-
bäude dann immer noch ausreichend 
warm, ist das ein erster Indikator da-
für, dass es bereits niedertemperatur-
fähig ist – und damit grundsätzlich für 
eine Wärmepumpe geeignet. 
  Für alles Weitere empfehlen wir eine 
geförderte Energieberatung – und 
da steht die von Haus & Grund – ne-
ben der niedrigschwelligen Erstbera-
tung der Verbraucherzentrale Schles-
wig-Holstein - natürlich ganz vorne. 
Sie zeigt, was für das konkrete Gebäu-
de die optimale Lösung ist, und liefert 
bei Bedarf einen individuellen Sanie-
rungsfahrplan mit den sinnvollen und 
notwendigen Schri� en in der richtigen 
Reihenfolge. O�  sind es vergleichswei-
se kleine Maßnahmen – ein hydrau-
lischer Abgleich, der Tausch einzel-
ner Heizkörper, eine abgesenkte Vor-
lau� emperatur –, die den Weg zur 
wirtscha� lichen Wärmepumpe frei 
machen. Es muss also niemand gleich 
das ganze Haus einpacken.

DAS GESPRÄCH FÜHRTE S. LETTAU

Einfacher, robuster und 
kostenoptimiert bauen

Fragen zur Wärmwende, Wärmepumpen und Klimaneutralität

Dietmar Walberg S. LETTAU

Mit Innovation und Mut der Zukun�  begegnen
❱❱ Die 71. NordBau in Neumünster war 
wieder einmal der Tre� punkt der Bau-
wirtscha�  im nördlichen Europa. 700 
Aussteller präsentierten auf rund 
69.000 Quadratmetern Frei� äche und 
auf über 20.000 Quadratmeter Hal-
len� äche neue Technologien und in-
novative Lösungen für die Herausfor-
derungen, die sich der Branche ange-
sichts der Zukun� sfragen, der nötigen 
Transformation und der Anpassungen 
an die Klimaveränderungen stellen.
„Das Bauen muss einfacher, schnel-
ler und wirtscha� licher werden“, sag-
te Magdalena Finke (CDU), Baumi-
nisterin von Schleswig-Holstein, dazu 
und verwies gleichzeitig darauf, dass 
der schnellste und klimafreundlichste 
zu scha� ende Wohnraum der sei, der 
schon vorhanden ist.

Besonders hob sie hervor, dass mit 
Hilfe der seitens des Landes Schles-
wig-Holstein geförderten Energiebe-
ratung, die in Zusammenarbeit mit 
Haus & Grund durchgeführt wird, be-
reits 2600 Haushalte beraten worden 
seien, von denen sich danach 83 Pro-
zent für die Installation einer Wärme-
pumpe entschieden hä� en. 57 Milli-

onen Euro seien investiert worden – 
Zahlen, die auch Alexander Blažek, Ver-
bandsvorsitzender von Haus & Grund 
Schleswig-Holstein, erfreuten. Prof. 
Dipl.-Ing. Dietmar Walberg, Geschä� s-
führer der ARGE, betonte die Bedeu-
tung der Scha� ung von Wohnange-
boten für die ältere Generation. „Wir 

brauchen bezahlbare, kompakte Woh-
nungen im Quartier, so dass ein Um-
zug aus dem längst zu großgeworde-
nen Einfamilienhaus endlich möglich 
wird.“ Außerdem sei es im Rahmen der 
Transformation notwendig, die Regel-
standards für das Bauen zu senken.

Stefanie Le� au

Machen sich für die Zukun�  der Bauwirtscha�  stark: (v.l.) Dietmar Walberg (Ge-
schä� sführer ARGE), Magdalena Finke (Ministerin für Bauen in Schleswig-Hol-
stein), Natalja Solohor (Leiterin NordBau), Alexander Blažek (Verbandsvorsit-
zender Haus & Grund Schleswig-Holstein) und Dirk Iwersen (Geschä� sführer 
Holstenhallen) S. LETTAU
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Die starke 
Kooperation für 
Eigentümer.
Nur für Haus & Grund-Mitglieder: 
Exklusive Angebote und 
verbesserte Konditionen.

Seit über 75 Jahren unterstützen wir Eigentümer sowohl bei der Erstellung der Heiz- und Betriebskostenabrechnung als 
auch mit Rauchmelder- und Legionellenservices – rechtssicher, einfach und verlässlich. Mehr Infos zu unseren Leistungen 
und Angeboten finden Sie auf: www.techem.de

Schleswig_286x210

Schleswig-Holstein

Wohnungsmärkte und ihre Funktionsmechanismen
Indexmieten als Steuerungsinstrument bei der Preisbildung im laufenden Mietverhältnis sachlich einordnen

❱❱ Indexmieten stehen politisch un-
ter Druck. Dabei zeigt ein Blick auf die 
Zahlen: Bundesweit sind sie weiterhin 
die Ausnahme. Eine zusätzliche Regu-
lierung könnte dennoch spürbare Fol-
gen haben – vor allem im Neubau, in 
angespannten Märkten und für priva-
te Vermieter.

Die Indexmiete ist ein Dauerbren-
ner in der wohnungspolitischen De-
ba� e. Nach den etwas höheren In� ati-
onsraten der Jahre 2021 bis 2023 wird 
diskutiert, ihre Anpassung kün� ig 
stärker zu begrenzen. Doch nach einer 
Untersuchung des Instituts der deut-
schen Wirtscha�  (IW) Köln für das Jahr 
2025 haben bundesweit nur 3,1 Pro-
zent der befragten Mieter einen Index-
mietvertrag. Sta� elmietverträge kom-
men mit 3,4 Prozent ähnlich selten 
vor. Indexmieten sind damit kein Mas-
senphänomen, sondern bleiben eine 
Randerscheinung des Mietmarktes.

Anders sieht es im Neubau aus. Bei 
Wohnungen mit Baujahr ab 2014 liegt 
der Anteil der Indexmieten bundes-
weit bei 10,2 Prozent, bei Gebäuden 
ab Baujahr 2020 bei 12,4 Prozent. In 
den sieben größten deutschen Städ-
ten Berlin, München, Hamburg, Köln, 
Frankfurt am Main, Stu� gart und 
Düsseldorf beträgt der Anteil der In-
dexmieten insgesamt 5,5 Prozent. Im 
Neubau ab Baujahr 2020 liegt er dort 
sogar bei 27,5 Prozent.

Zusätzlicher Druck auf 
rivate Vermieter

Eine Begrenzung von Indexmieten 
würde nur einen kleinen Teil aller Miet-
verhältnisse unmi� elbar betre� en. 
Gerade deshalb stellt sich die Frage,
ob der Eingri�  wohnungspolitisch ver-
hältnismäßig ist. Denn dort, wo In-

dexmieten häu� ger genutzt werden, 
geht es vor allem um Neubau und an-
gespannte Wohnungsmärkte. Genau 
dort werden verlässliche Rahmenbe-
dingungen besonders gebraucht.

Hinzu kommt: Die Deba� e � ndet nicht 
im lu� leeren Raum sta� . Die Vermie-
terbefragung 2026 von Haus & Grund 
zeigt, wie sensibel private Vermieter 
auf weitere Eingri� e reagieren. Eine 

Regulierung von Indexmietverträgen 
würde für gut ein Viertel der Befragten 
eine erhebliche Belastung bedeuten.

Risiko für das Mietangebot

Für viele private Vermieter entsteht 
der Druck nicht durch diese einzelne 
Maßnahme, sondern durch die Summe 
der Eingri� e. Eine zusätzliche Regulie-
rung der Indexmieten kann dann der 
Tropfen sein, der das Fass zum Über-
laufen bringt. Denn rund 60 Prozent 
der befragten Haus & Grund-Mitglie-
der geben an, dass sie bei weiteren Be-
lastungen ihre Vermietungstätigkeit 
zumindest teilweise wahrscheinlich 
einschränken oder Wohnraum verkau-
fen würden. Damit wird deutlich: Re-
gulierung kann nicht nur Vertragsbe-
dingungen verändern, sondern lang-
fristig auch das Angebot an privatem 
Mietwohnraum beein� ussen.

Wer Indexmieten weiter ein-
schränkt, löst nicht das Grundproblem 
angespannter Wohnungsmärkte. Es 
entstehen dadurch keine zusätzlichen 
Wohnungen. Wenn private Vermieter 
Investitionen zurückstellen, Wohn-
raum verkaufen oder sich aus der Ver-
mietung zurückziehen, verschär�  sich 
der Mangel.

Fazit

„Indexmietverträge nehmen in be-
stimmten Marktsegmenten zu, blei-
ben bundesweit aber klar die Ausnah-
me. Ihre stärkere Verbreitung im Neu-
bau und in den Top-7-Städten zeigt vor 
allem, dass Eigentümer dort langfristi-
ge Kostenrisiken absichern wollen, wo 
Wohnraum knapp und Investitionen 
teuer sind.

Eine sachliche Deba� e sollte da-
her zwei Ziele auseinanderhalten: den 

Schutz von Mietern vor übermäßigen 
Belastungen und die Sicherung eines 
ausreichenden Mietwohnungsange-
botes. Beides gelingt nicht durch im-
mer neue Eingri� e allein. Gerade weil 
Indexmieten kein Massenphänomen 
sind, sollte eine zusätzliche Regulie-
rung gestoppt werden.“

VON MATTHIAS ZU EICKEN

Planbarkeit 
statt Automatismus

Die Indexmiete orientiert sich 
am Verbraucherpreisindex. Stei-
gen die Verbraucherpreise, kann 
auch die Miete angepasst wer-
den. Das geschieht aber nicht au-
tomatisch. Die Anpassung muss 
geltend gemacht werden, und die 
Miete muss mindestens zwölf 
Monate unverändert geblieben 
sein. Für Vermieter liegt der Vor-
teil in der Planbarkeit. Gerade 
bei langfristigen Mietverhältnis-
sen können Mieteinnahmen an 
die allgemeine Preisentwicklung 
angepasst werden. Das ist wich-
tig, wenn Finanzierungskosten, In-
standhaltung, Handwerkerleistun-
gen und Bewirtscha� ungskosten 
steigen. Für Mieter scha� t die In-
dexmiete zugleich Transparenz, 
weil die Grundlage möglicher An-
passungen bereits bei Vertrags-
abschluss feststeht. Zudem sind 
Modernisierungsmieterhöhungen 
während der Laufzeit grundsätz-
lich ausgeschlossen, soweit sie 
nicht auf gesetzlich verp� ichten-
den Maßnahmen beruhen.

ISTOCK
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